Menschenrechtsbildung:

Grundlagen, Methoden, Möglichkeiten, Grenzen

Anja Mihr

1. Grundlagen

Die Grundlage der Menschenrechtsbildung bildet zum einen das universelle Menschenrechtsverständnis, welches sich aus dem Na​turrecht ableitet und in der moralischen Wertevorstellung aller Kulturen zum Ausdruck kommt.' Zum anderen beruht die Men​schenrechtsbildung auf der Grundlage der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte (AEMR) von 1948 und den seither stets aus​differenzierten Menschenrechtsübereinkommen, -pakten und -verträgen sowie den regionalen Menschenrechtsregimen Afrikas, Lateinamerikas, Europas und Asiens. Beide Grundelemente kön​nen nur im Rahmen einer staatlichen oder suprastaatlichen Ord​nung als einklagbare Bürgerrechte realisiert und durchgesetzt wer​den, in Form von unabhängigen Gerichten oder internationalen Tribunalen und Gerichtshöfen.2 Die Schaffung solcher Instrumen​tarien ist stets abhängig vom politischen Willen des Gesetzgebers, das heißt des staatlichen Souveräns, der den juristischen Institutio​nen ihre Legitimität verleiht. Zu dieser Legitimation kann Men​schenrechtsbildung beitragen, indem sie zu einem breiten Men​schenrechtsbewußtsein beiträgt. Ist dieses Bewußtsein und Ver​ständnis vorhanden, steigt der Druck der Öffentlichkeit, bestehende

1 Vgl. hierzu die Argumentationen von: H Bielefeldt, Philosophie der Menschenrechte, Grundlagen eines weltweiten Freiheitsethos, 1998; und A. Sen, Ökonomie für den Menschen, Wege zu Gerechtigkeit und Solidarität in der Marktwirtschaft, 20006 S. 273-296.
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J Habermas, Der interkulturelle Diskurs über Menschenrechte, in: H. Brunkhorst/W.R. Köhler/M. Lutz-Bachmann (Hrsg.), Recht auf Menschenrechte, 19996 S. 216.

Menschenrechtsstandards z.B. in rechtsverbindliche Gesetze zu implementieren. Allerdings stellt sich die Frage, was zuerst vor​handen sein muß, das Menschenrechtsbewußtsein oder die freiheit​liche politische Grundordnung, die Menschenrechte garantiert und somit auch Menschenrechtsbildung fördert? Zweifellos bedarf es einer demokratischen Grundordnung und eines freien Willensbil​dungsprozesses, um derartige unabhängige Menschenrechtsinstru​mente einzufordern und zu etablieren, durch die das Menschen​recht einklagbar wird. Diese Grundordnung muß vom Staat garan​tiert werden und dafür braucht der „Bürger" Kenntnisse „seiner Rechte" und ungehinderte Handlungsoptionen, diese Rechte einzu​klagen und in Anspruch nehmen zu können, sei es in Form von Petitionen und Klagemöglichkeiten. Das kann durch Menschen​rechtsbildung geleistet werden.

Die Grundlage des universellen Menschenrechtsgedankens, der daraus folgenden Standards und damit des gegenwärtigen interna​tionalen Menschenrechtsregimes, bildet demnach die AEMR. Aus ihr haben sich bis heute weit über hundert internationale und regio​nale völkerrechtliche Verträge konstituiert, 'in denen Menschen​rechte rechtsverbindlich verankert sind. Zu erwähnen sind hier die sechs wichtigsten Menschenrechtskonventionen der Vereinten Nationen: die Anti-Rassismuskonvention, 3 der Sozial-4  und der Zi​vilpakt 5, die Frauenrechtskonvention 6 die Anti-Folterkonvention 7 und die Kinderrechtskonvention.8
3 Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung vom 21. Dezember 1965 (CERD); UNTS Bd. 6606 S. 195; BGBl. 196911 S. 962.

4 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 16. Dezember 1966 (CESCR), ÜNTS Bd. 9936 S. 3; BGBl. 197311 S. 1570.

5 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16. Dezember 1966 (CCPR), UNTS Bd. 9996 S. 171; BGBl. 11 1973 S. 1534.

6 Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau vom 18. Dezember 1979 (CEDAW), ÜNTS Bd. 12496 S. 13; BGBl. 198511 S. 648.
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Zu den regionalen Menschenrechtsregimen gehören die Europäi​sche Menschenrechtskonvention,9 die Amerikanische Menschen​rechtskonvention 10 und die Afrikanische Charta der Rechte der Menschen und Völker 11. Aus einer islamischen Perspektive bezieht beispielsweise die Kairoer Erklärung über Menschenrechte im Islam 12` Stellung. Die asiatische Menschenrechtscharta vom März 1998 13 leistet ebenfalls ihren Beitrag zum gegenwärtigen Men​schenrechtsregime. Allerdings beruht die asiatische Menschen​rechtscharta allein auf dem Konsens von Nicht-Regierungs​organisationen (Non Governmental Organizations, NGO) und Pri​vatpersonen und ist daher kein zwischenstaatliches Regime im Rahmen des geltenden Völkerrechts.

7 Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984 (CAT), UN-Dok. A/Res. 39/46; BGBl. 1990 II S. 246.
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Übereinkommen über die Rechte des Kindes vom 20. November 1989 (CRC), UN-Doc. A/Res. 44/25; BGBl. 1992 II S. 121, 990.

Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms vom 4. November 1950. Die ab dem 1. November 1998 geltende Fassung wurde im BGBl. 2002 II S. 1054 bekannt gemacht.

American Convention an Human Rights vom 20. November 1969, trat am 18. Juli 1978 in Kraft.

11 African Charter an Human and Peoples' Rights vom 21. Oktober 1986.

Die Erklärung lehnt sich stark an das islamische Religionsgesetz an. Gleichwohl beinhaltet sie schutzwürdige Rechtsgüter wie, Leben, Gleichheit der Würde von Mann und Frau, Freiheit, Recht auf Ar​beit, Eigentum und die Gleichheit vor dem Gesetz. Folter und Skla​verei sind ebenso verboten wie in der AEMR. Die Kairoer Erklärung ist am 5. August 1990 von der Organisation Islamische Konferenz verabschiedet worden. S. hierzu auch: H. Bielefeldt (Fn. 1), S. 131 ff.

Die Asian Human Rights Charter - A Peoples' Charter wurde am 17. Mai 1998 durch die Asiatische Menschenrechtskommission verab​schiedet und von einem Zusammenschluß aus NGO und führenden Persönlichkeiten aus Asien unterzeichnet; der Text findet sich unter: www.ahrchk.net; vgl. auch N. Weiß, „Our common humanity" - Die asiatische Menschenrechtscharta, in: MRM 2000, S. 39f.

In der Vielzahl der völkerrechtlichen Vereinbarungen finden sich etwa die Bildungsrechte unter anderen in Artikel 26 der AEMR, in Artikel 13 des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 1966 und in Artikel 29 der Konvention über die Rechte des Kindes von 1989 postuliert. Diese Artikel wei​sen auf die zentrale Rolle von Bildung für die Realisierung von Menschenrechten hin.14 Durch Bildung würden Menschen in die Lage versetzt, ihre Person und Würde selbstbestimmt zu entwik​keln und zu entfalten. Bildung ermöglicht eine aktive Beteiligung am sozialen Leben. Unter Hinweis auf Artikel 55 der Charta der Vereinten Nationen, nach dem die Ziele der Charta unter anderem durch Bildung und Erziehung erreicht werden sollen, wird das Menschenrecht auf Bildung als ein Menschenrecht auf Menschen​rechtsbildung verstanden.15
Aus diesen völkerrechtlichen Grundlagen heraus ist 1993 das Akti​onsprogramm der Weltkonferenz für Menschenrechte in Wien entstanden. Das Programm geht über die etablierten Menschen​rechtsverträge hinaus und fordert gemäß Artikel 33 die Staaten auf, umfangreiche Programme zur Menschenrechtsbildung zu schaffen, die der gegenseitigen Verständigung, Toleranz, dem Frieden und freundschaftlichen Beziehungen zwischen Staaten, Völkern und

14 Zum Thema Menschenrecht auf Bildung vgl. auch: C Lohrenscheit, Zusammenhang zwischen Menschenrechten und Bildung, in: Zeit​schrift für internationale Bildungsforschung und Entwicklungspäd​agogik (ZEP): Bildung und Menschenrechte, 15. Jahrg. Nr. 4 2002, S. 2-5 sowie: N. Rosemann, Die rechtlichen Grundlagen von Men​schenrechtserziehung, ebenda, S. 22-26. Außerdem stellt Art. 6 Buchstabe c der Allgemeinen Bemerkung Nr. 13 zu Artikel 13 IPwskR fest, daß das Menschenrecht auf Bildung eine gewisse Quali​tät mit umfassen müsse. Das Menschenrecht auf Bildung ist demnach ein Menschenrecht auf „gute und ausreichende Bildung", UN-Dok. E/C.12/1999/10, CESCR General Conunent 13 vom B. Dezember 1999.

15 Sub-Commission an Prevention of Discrimination and Protection of Minorities - Resolution 1997/7 vom 22. August 1997; M. Mehedi, The realization of the right to education, including education in hu​man rights, UN-Dok. E/CN.4/Sub.2/1998/10 vom 3. Juni 1998.
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Gruppen dienen sollen. Vertreter aus über 70 Staaten haben diesem Programm zugestimmt. Begründet in der UN-Charta, der AEMR und dem Aktionsprogramm von 1993 entwickelte sich eine breite Diskussion über Umfang, Methoden und Inhalte von Menschen​rechtsbildung,16 die in der von der UN-Generalversammlung im Dezember 1994 ausgerufenen Dekade zur Menschenrechtsbil​dung" (UN-Dekade)17 von 1995-2004 mündete. Nach Artikel 2 Ak​tionsprogramm UN-Dekade 18 stellt Menschenrechtsbildung jene Bildung dar, die durch Training, Verbreitung und Information hilft, eine allgemeine Kultur der Menschenrechte durch die Vermittlung von Wissen und Fähigkeiten und die Veränderung von Eigenschaf​ten zu schaffen. Unter Kultur der Menschenrechte versteht das Aktionsprogramm die Erziehung zum gegenseitigen Respekt, zu Toleranz, Solidarität und Gleichheit der Geschlechter sowie Teil​habe aller Menschen an einer freien Gesellschaft. Mit anderen Worten: eine Kultur der Menschenrechte ist die Achtung der Men​schenrechte und Grundfreiheiten durch und für alle Menschen.

Menschenrechtsbildung, im deutschen Sprachgebrauch auch Men​schenrechtserziehung genannt, geht über den eigentlichen Erzie​hungsbegriff hinaus. Im Unterschied zu Erziehung hat sie zum Ziel, den Lernenden zu einem eigenverantwortlichen handlungsfä​higen Individuum zu entwickeln, das in der Lage ist, seine erwor​benen Menschenrechtskenntnisse in der Auseinandersetzung mit Kultur und Gesellschaft anzuwenden. Menschenrechtsbildung ist außerdem eng verbunden mit dem Menschenrecht auf Bildung, sowie der Vermeidung und Prävention von rassistischen, diskrimi​nierenden und anderen benachteiligenden und gewaltnahen Einstel​lungen, Haltungen und Verhaltensformen. Hierbei ist die Ausbil​dung und das Lernen im Bereich Menschenrechte nicht allein das

16

17

188
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Vgl. Artikel 33 Vienna Declaration and Programme of Action, World Conference an Human Rights, Vienna, 14-25 June 1993 - U.N. Doc. A/CONF.157/24 (= EA 1993, D 498-520).

Resolution der Generalversammlung der UNO, UN-Dok. GARES/50/177 vom 22. Dezember 1995.

UN-Aktionsprogramm UN-Dok. A/51/506/Add.1 vom 12. Dezember 1996.

Ziel, sondern das Mittel zur Beseitigung von Menschenrechtsver​letzungen. Damit einhergehend soll entsprechend der Kultur der Menschenrechte eine Kultur des Friedens, die auf Demokratie, Entwicklung, Toleranz und gegenseitiger Achtung beruht, geschaf​fen werden19
Erklärtes Ziel der Menschenrechtsbildung ist demnach die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten von und unter allen Völ​kern.

Diese Umschreibung wird in erster Linie von der UNO und der UNESCO im Rahmen der UN-Dekade benutzt. Sie gibt eine sehr breite Definition von Menschenrechtsbildung vor, die aber das konkrete Ziel der Bildung nicht genauer charakterisiert. Als prä​gnantere Definition eignet sich deshalb die Formulierung der Hu​man Rights Education Associates (HREA), die Menschenrechts​bildung definiert als diejenigen Aktivitäten, die mit dem ausdrück​lichen Ziel entwickelt werden, handlungsorientierte Kenntnisse und das Verständnis über die in der AEMR angelegten Menschen​rechte und deren Schutzsystem zu vermitteln.20
Die Verwendung einer solchen handlungsorientierten bzw. an den Menschenrechten ausgerichteten Definition wird nicht nur vom internationalen Diskurs getragen, sondern durch neuere Ansätze einer präventiven Bildungsarbeit belegt. So wird in der Bildungs​arbeit beispielsweise in Bereichen der Gewalt- oder Konfliktprä​vention immer mehr auf „Gegenstrategien", das heißt handlungs​orientierte Anwendung gelernten Wissens Wert gelegt. Wenn durch Menschenrechtsbildung Menschenrechtsverletzungen vorge​

19 Deutsche UNESCO-Kommission (Hrsg.), Weltaktionsplan zur Erzie​hung und Unterricht über Menschenrechte und Demokratie, verab​schiedet vom Internationalen Kongreß über Erziehung für Men​schenrechte und Demokratie, Montreal, Kanada, B.-11. März 1993, auch zu finden in: European University Centre for Peace Studies (EPU) (Hrsg.), Education for Peace, Human Rights and Democracy in the UNESCO context, Source Book of Documents and Materials, Vol.II, ohne Jahr, ca. 1998, S. 67.

20 Human Rights Education Associates, Human Rights Resourcebook 2000,S.2.
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beugt werden soll, so bedarf es deshalb eines Bildungsansatzes, der den Adressaten der Wissensvermittlung Handlungsoptionen zur Seite stellt.21
Doch die allgemeine, in Theorie und Praxis vorherrschende Auf​fassung, wonach die Verwirklichung der Menschenrechte in erster Linie politischen Aktionen und juristischer Einklagbarkeit vorbe​halten ist, hat mit der Lebenswirklichkeit wenig zu tun. Es ist Auf​gabe der Menschenrechtsbildung, dieses Defizit auszufüllen. Sie hat den Anspruch, den universell gültigen Menschenrechtsgedan​ken allen gesellschaftlichen Gruppen zu vermitteln, die internatio​nalen Standards bekannt zu machen und den unterschiedlichen Zielgruppen situationsspezifische Handlungsoptionen aufzuzeigen.

II. Methoden der Menschenrechtsbildung

In der erziehungswissenschaftlichen Literatur versteht man unter Menschenrechtsbildung kognitive, normative und handlungsgelei​tete Bewußtseinsinhalte, die zu vermitteln und zu erzielen sind. 22 Diese drei Teilbereiche der Menschenrechtsbildung können in drei Säulen gegliedert werden, die gemeinsam zum Ziel haben, ein breites Menschenrechtsbewußtsein zu erlangen und dementspre​chend zu handeln. Methodisch haben diese Säulen den Anspruch, unter Berücksichtigung spezifischer regionaler Traditionen und Kulturen universell anwendbar zu sein.

Die erste Säule besteht aus der Vermittlung der menschenrechtli​chen Entwicklungsgeschichte, der Genese der Menschenrechte und der Menschenrechtsverletzungen und den sich daraus ergebenen universellen Wertvorstellungen.

22 22
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21 Vgl. N. Rosemann (Fn. 14), S. 22-26.

L. Müller, Menschenrechtserziehung an Schule und Hochschule, Arbeitsgemeinschaft Menschenrechte, Universität Trier, Occasional Paper Nr. 6, Juni 2002, S. 4. Vgl. hierzu auch: F. Tibbitts, Unter​standing what we do: Emerging models for human rights education, in: International Review of Education, special Human Rights edition, 2002 (ohne Seiten).

Exemplarisch stehen hier der amerikanische Grundrechtekatalog (Bill of Rights) von 1787, der Menschenrechtskatalog der französi​schen Revolutionsverfassung von 1791 und die Allgemeine Erklä​rung der Menschenrechte von 1948 sowie der Formulierungen der afrikanischen, amerikanischen, asiatischen und europäischen Men​schenrechtskonventionen. Die Niederschrift dieser Kataloge und Erklärungen ist Teil der Menschenrechtsentwicklung. Bestandteil dieser Säule ist auch die Geschichte von Menschenrechtsverlet​zungen: Rassismus, Diskriminierung und Genozid, wie etwa die Ursachen und Folgen der Ermordung europäischer Juden unter der nationalsozialistischen Diktatur in Deutschland von 1933 bis 1945. Ebenso wichtig für diese erste Säule der Vermittlung ist die Aufar​beitung von Menschenrechtsverletzungen im eigenen Land und in anderen Ländern. Dabei stehen die Gründe und Folgen von Men​schenrechtsverletzungen sowie der Umgang mit diesem Teil der Geschichte im Vordergrund. Bei der Vermittlung der Geschichte der Menschenrechte wird deutlich, daß der Prozeß um die erkämpf​ten Grundrechte aller Menschen weder abgeschlossen noch statisch ist. Vielmehr zeigt das Studium der Menschenrechtsgeschichte, daß es sich bei der Entwicklung der Menschenrechte um einen permanenten Prozeß handelt, der die Partizipation jedes einzelnen erfordert. Beteiligen sich Menschen nicht an diesem Prozeß und setzen sich nicht für die Rechte einer Gruppe oder eines einzelnen ein, so verlieren diese Rechte an Bedeutung. Die Folgen davon sind die Einschränkungen grundlegender Freiheitsrechte und Men​schenrechtsverletzungen.

Innerhalb dieser Säule werden die internationalen, regionalen und nationalen Menschenrechtsstandards, -normen, -verträge, und hier​bei insbesondere das normengeleitete internationale Menschen​rechtsschutzsystem, vermittelt. Das UN-Menschenrechtsregime ebenso wie die regionalen Menschenrechtsregime haben Kontroll​instrumente geschaffen, welche die Einhaltung der Menschenrech​te ihrer Vertragsstaaten überwachen.23 Zu den internationalen Ver​trägen im Rahmen der Vereinten Nationen gehört jeweils ein un​

23 T. Buergenthal, International Human Rights in a Nutshell, 2. Aufl. 1995.
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abhängiges Expertengremium. Diese Ausschüsse führen alle eine anlaßunabhängige Kontrolle im so genannten Staatenberichtsver​fahren durch.24 Teilweise besteht darüber hinaus noch die Mög​lichkeit von Individualbeschwerden.25 Die regionalen Menschen​rechtsregime (mit Ausnahme Afrikas) beinhalten stärker justiziell ausgebaute Kontrollmechanismen mit Menschenrechtskommissio​nen und -gerichtshöfen. Insbesondere mit dem Europäischen Ge​richtshof für Menschenrechte steht Personen ein wirksamer Rechtsschutz gegen staatliche Eingriffe in die Menschenrechte zur Verfügung. Individuen können heute aber auch für schwere Men​schenrechtsverletzungen, z.B. Verbrechen gegen die Menschlich​keit, Kriegsverbrechen und Völkermord, zur Verantwortung gezo​gen werden: durch die Straftribunale für Ruanda und das ehemali​ge Jugoslawien für dortige Verbrechen und zukünftig durch den Internationalen Strafgerichtshof, dessen Statut am 1. Juli 2002 in Kraft getreten ist.

Menschenrechtsbildung trägt dazu bei, daß die unterschiedlichen Konventionen, Verträge und Individualbeschwerdemöglichkeiten bekannt werden. Aufgrund dieser Kenntnisse können Opfer von Menschenrechtsverletzungen eher in die Lage versetzt werden und sich höhere Chancen ausrechnen, ihre Täter zu identifizieren und anzuklagen. Von Menschenrechtsverletzungen betroffene Personen machen somit ihren Anspruch auf Wiedergutmachung geltend und ziehen die Täter zur Verantwortung.

Die zweite und weithin schwierigste Säule ist die emotionale. Dies ist eben jene Phase, in der das kognitive Wissen problematisiert und anhand der Praxis veranschaulicht werden soll. Ziel ist es, die universellen Werte der Menschenrechte zu begreifen, sie zu reflek​tieren und ein Menschenrechtsbewußtsein zu entwickeln. Diese Säule stellt für viele Dozenten und Lehrende den schwierigsten

24

25
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Ausf.: E. Klein (Hrsg,), The Monitoring System of Human Rights Treaty Obligations, 1998.

Dazu N. Weiß, Die Entwicklung der Menschenrechtsidee, heutige Ausformung der Menschenrechte und Fragen ihrer universellen Gel​tung, in: J. Hasse/E. Müller/P. Schneider (Hrsg.), Menschenrechte - Bilanz und Perspektiven, 2002, S. 39-69 (48ff).

Schritt in der Menschenrechtsbildung dar, da die Gefühlsebene der Lernenden angesprochen werden muß. Durch Beispiele aus der Praxis der Menschenrechtsverletzungen wird in der Regel ein Ge​fühl der Empörung und Wut ausgelöst. In der Praxis der Men​schenrechtsbildung wird häufig mit visuellen Medien und Ge​schichten über Menschenrechte und ihre Verletzungen gearbeitet. Empirische Studien belegen, daß sich ein Menschenrechtsbewußt​sein ohne die Stimulierung dieser Ebene gar nicht erst entwickeln kann.26' Hier werden Situationen von Menschenrechtsverletzungen, z.B. durch Fotos und Filmbeiträge, gezeigt oder durchgespielt, die das Unrechtsbewußtsein der Lernenden stimulieren und ein Gefühl der Empörung hervorrufen. Ebenso arrangiert der Lehrer Gesprä​che mit Opfern und Zeitzeugen von Menschenrechtsverletzungen; z.B. mit Überlebenden der Massaker in Ruanda oder im Kosovo. Die Zeitzeugen beschreiben unmittelbar das Erlebte und lösen E​motionen bei den Hörern aus. Zu den hervorgerufenen Gefühlen zählen auch Mitleid, Solidarität, Toleranz und Respekt. Lawrence Kohlberg nennt den bewußten Umgang mit der emotionalen Ebene in der Erziehungswissenschaft den progressiven Ansatz. Mit ihm wird die Interaktion zwischen Individuum und Gesellschaft bzw. Umwelt gefördert. Gleichzeitig stellt das erworbene Wissen im Zuge des kognitiven Konflikts eine aktive Änderung in den Denk​mustern dar.27 Der Freiheitspädagoge Paulo Freire beschreibt die​ses Stadium als den Aufbau eines Sozialkapitals. Dieses Kapital versetzt Menschen in die Lage, gerecht und sozialverantwortlich zum Wohle aller Menschen zu handeln.28
Dabei ist wichtig, daß die moralischen Empfindungen, z.B. die Empörung über die Folterung von Menschen, artikuliert werden. Fragen nach der Würde des Menschen und universeller Werte müssen diskutiert und beantwortet werden. Jedoch darf die emo​tionale Ebene nicht dazu ausgenutzt werden, andere zu manipulie​

26 L. Müller (Fn. 22).

27 D. Graz, Lawrence Kohlberg zur Einführung, Hamburg 1996, S. 111.

28 Vgl. die Theorie von P. Freire, Pedagogy of Hope, Reliving Peda​gogy of the Oppressed, 1995.
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ren, sondern sie soll vielmehr Einsicht und Verständnis für eine bestimmte Situation und über sich selbst vermitteln. Sie ist damit stets für den Lernenden selbstbezogen und reflexiv. 29
iert werden. Außerdem besteht die Möglichkeit, durch ehrenamtli​ches Engagement bei NGO und Netzwerken tätig zu werden, wel​che die Menschenrechte fördern.

Die dritte Säule geht unmittelbar aus der ersten und zweiten hervor und konzentriert sich auf die Vermittlung von Handlungsoptionen. Konkret heißt das, der Einsatz für die eigenen Rechte und die Rechte anderer. Mit anderen Worten, in dieser Phase der Men​schenrechtsbildung sollen Respekt und Eigenverantwortung in aktives Handeln umgesetzt werden. Prinzipien, Begründungen und Argumente für die Handlungsentscheidungen müssen aufgrund des erworbenen Verständnisses von Säule eins und zwei artikuliert werden können. Hierbei wird erneut hervorgehoben, welche For​men von Menschenrechtsverletzungen es beispielsweise im Rah​men von Diskriminierung, Rassismus, Verbot der Presse- und Meinungsfreiheit sowie Folter gibt und warum etwa die Todesstra​fe eine Verletzung der Würde des Menschen ist und was dagegen zu tun ist. Zur Bekanntmachung von Menschenrechtsverletzungen bieten sich Beispiele aus unterschiedlichen Ländern und Kultur​kreisen an. Ebenso wichtig für diese Phase ist es, aufzuzeigen, welche Möglichkeit der Aufarbeitung von Menschenrechtsverlet​zungen im eigenen Land und anderen Ländern besteht. Aufgrund einer breiten Medienberichterstattung, Internetseiten, Publikationen und Kampagnen können Menschenrechtsverletzungen weltweit thematisiert werden und in den Vermittlungsprozeß einfließen. Darüber hinaus müssen Wege aufgezeigt werden, welche Möglich​keiten jeder einzelne in seinem Umfeld ausschöpfen kann, dagegen vorzugehen. Dies kann in Form von Petitionen an Regierungsstel​len, Unterschriftenlisten, Kampagnen, Mahnwachen, Protestbriefe und Klagemöglichkeiten geschehen. Außerdem können Opfer​gruppen und Menschenrechtsaktivisten Netzwerke schaffen. Regie​rungsstellen können auf internationaler Ebene, wie im Europarat, Europäischer Union und UNO, oder im nationalen Rahmen lobbi​

Alle Ansätze der Menschenrechtsbildung müssen immer auch adressatenbezogen sein. Zu diesem Zweck informiert sie Opfer oder potentielle Opfergruppen über ihre Rechte und befähigt sie zu deren Wahrnehmung. Hinsichtlich von Tätern oder potentiellen Tätergruppen soll Menschenrechtsbildung über die Pflichten zur Einhaltung und Achtung der Menschenrechte anderer informieren und zu deren Einhaltung beitragen. Zusätzlich können suprastaatli​che Institutionen, wie die Fachausschüsse der UNO mittels Indivi​dualbeschwerden und internationale Gerichtshöfe durch Klagever​fahren eingeschaltet werden.

Adressatenbezogen vorzugehen bedeutet, daß alle Gruppen von Erwachsenen und Jugendlichen in schulischer und außerschuli​scher Bildung einbezogen werden. Die Menschenrechtsbildungs​programme passen sich entsprechend den Bedürfnissen der Ziel​gruppen an. Im formalisierten Sektor liegt die Konzentration der Menschenrechtsbildung bei der Vorschulerziehung, der Primar​und Sekundarstufe, bei den Berufsschulen, den Fachhochschulen, den Universitäten, bei der Lehrerfortbildung, bei den Lehrerver​bänden und Gewerkschaften sowie bei den Schulämtern und - wie etwa in Deutschland - bei den Kultusministerien der Länder. Im nichtformalisierten Sektor sind es vor allem die Berufsverbände z.B. der Polizei, Richter, Anwälte, Ärzte oder Medienvertreter sowie die religiösen, kulturellen und humanitären Organisationen, wie z.B. Kirchen, Stiftungen und NGO.

Bei einer genaueren Betrachtung der Zielgruppen lassen sich sie​ben Gruppen namentlich benennen:

1) Sicherheitsdienste: zu denen Militärangehörige und Angehörige internationaler Friedenstruppen, Geheimdienste, Vollzugsbeamte und Polizei gehören;

29

Zur Didaktik der Menschenrechtsbildung vgl. auch: A. Kaiser, Di​daktik der Menschenrechtsbildung, in: Zeitschrift für internationale Bildungsforschung und Entwicklungspädagogik (ZEP): Bildung und Menschenrechte, 15. Jahrg. Nr. 4, 2002, S. 6-9.

2) Regierungs- und Parlamentsangehörige: wie etwa Mitglieder von Regierungs- und Oppositionsparteien, Mitglieder von Men​schenrechtsausschüssen sowie Mitarbeiter der Ministerien insbe​sondere in den Verwaltungsressorts Inneres, Justiz und Verteidi​
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gung. Zu dieser Gruppe gehören auch Vertreter des diplomatischen Corps und staatliche Entwicklungshelfer;

3) Sozialarbeiter: Jugendleiter, Mädchen- und Jungenbeauftragte, Schuldnerberater, Seniorenbetreuer sowie Heim- und Pflegearbei​ter;

4) Justiz: Anwälte, Ombudsmänner, Staatsanwälte, Richter und Menschenrechtsverteidiger;

5) Medienvertreter: Journalisten und Redakteure;

6) Ärzteschaft: Krankenhäuser und insbesondere das medizinische Personal in Haftanstalten und in den Zentren zur Behandlung von Folteropfern;

7) Bildungseinrichtungen: hierzu gehören Schulgänger und Studen​ten sowie das Lehrpersonal und die Mitarbeiter an allgemeinbil​denden Schulen, Berufsschulen, Volks- und Abendschulen sowie Universitäten.30
Methodisch müssen die Säulen der Menschenrechtsbildung ziel​gruppengerecht formuliert werden, indem sie inhaltlich angepaßt werden. In den unterschiedlichen Kulturkreisen und Regionen sind die Menschenrechte in unterschiedlichem Maße bekannt. Ausbilder müssen deshalb die Konzepte entsprechend den Bedürfnissen ge​stalten 31 Unabhängig davon ist festzuhalten, daß die Menschen​rechtsbildung in allen Aspekten der Bildung, ob in der Verwaltung,

30

31
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A. Mihr, Menschenrechtserziehung und Nichtregierungsorganisatio​nen, in: MenschenRechtsMagazin 2002, S. 121-135 (124f).

K.P. Fritzsche, Menschenrechtserziehung und Schulbuchgestaltung, in: U.A.J. Becher (Hrsg.), Internationale Schulbuchforschung, Zeit​schrift des Georg-Eckert-Instituts für Internationale Schulbuchfor​schung, Heft 2, 16. Jahrg. 1994, S. 113-116; und: KP. Fritzsche Menschenrechtserziehung in internationaler Perspektive, in: U. An​dersen/G. Breit u.a. (Hrsg.), Beiträge zur wissenschaftlichen Grund​legung und zur Unterrichtspraxis, Maßstab Menschenrechte, Nr. 1, 33. Jhrg., 2000, S. 67-78.

bei der Polizeiausbildung, Pflegeausbildung, im Mathematikunter​richt oder in der Medizinerausbildung angewendet werden kann.

Unterschiede gibt es jedoch im Ansatz. So bevorzugen es einige Ausbilder, das Thema Menschenrechte „versteckt" in der Themen​palette, z.B. in der Demokratieerziehung, unterzubringen. Andere hingegen bevorzugen, Menschenrechtsthemen und -verletzungen direkt anzusprechen .32 Letzteres ist auch anzuraten, da sich bei Umfragen in Deutschland von Müller, Brähler und Sommer über den Kenntnisstand der Menschenrechte, z.B. bei der Nennung der Artikel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, heraus​stellte, daß es enorme Defizite gibt. Durchschnittlich können gera​de einmal drei der dreißig Artikel der AEMR sinngemäß wieder​gegeben werden. Es besteht ein deutliches Bewußtseinsdefizit über die Menschenrechte, sowohl bei den individuellen und politischen, wie etwa Meinungsfreiheit und körperliche Unversehrtheit (Miß​handlung, Folter, Todesstrafe) als auch bei den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten, z.B. Recht auf Arbeit und soziale Absicherung 33 Die Studie von Heitmeyer und anderen wird kon​kreter. Demnach sind über 80% aller Deutschen für härtere Strafen gegen Unruhestifter, Außenseiter und Verbrecher. 55% sind sogar der Auffassung, es gebe in Deutschland zu viele Ausländer und 14% glauben, daß die Weißen zu Recht führend in der Welt und Nicht-Weißen überlegen seien. Heitmeyer sieht darin einen Ab​schied von liberalen Vorstellungen zur Sicherung der gesellschaft​lichen und staatlichen Ordnung und fordert deshalb eine „Kultur der Anerkennung für alle" .34 Ein mangelndes Menschenrechtsver​

32 D. Evans/H Glässler/J. Pouwels (Hrsg.), Human Rights and Values Education in Europe, Research in educational law, curricula and textbooks, 1997, S. 16.

33 Studien und repräsentative Umfragen durchgeführt von: L. Müller (Fn. 22) und: E. Brähler/G. Sommer (Hrsg.), Einstellung der Deutschen zu Menschenrechten, Ergebnis einer repräsentativen Befragung, Dezember 2002.

34 W. Heitmeyer u.a., Feindselige Mentalitäten, Zustandsbeschreibun​gen zur angetasteten Würde von Menschen in Deutschland (Auszüge aus dem GMF-Survey 2002 und dem Suhrkamp-Band „Deutsche
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ständnis fördert derartige Fehlinterpretationen von Sicherheits- und Freiheitsrechten und der Gleichheit aller Menschen.

Eine weitere Gefahr des mangelnden Menschenrechtsbewußtseins liegt darin, daß bei Nicht-Nennung die Spezifika des jeweiligen Menschenrechts mit der Zeit in Vergessenheit geraten. Nicht​Nennung führt zum Bewußtseinsverlust und letztlich zur „Nicht​Inanspruchnahme" des Rechts. Denn wer nicht weiß, wie bei​spielsweise sein Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit (Art. 3, AEMR) lautet oder was unter Mißhandlung und schwerwiegender Folter (Art. 5, AEMR) zu verstehen ist, wird dieses Recht weder einklagen noch dessen Verletzung als solche anprangern. Fakt bleibt jedoch, daß bei Verletzung grundlegender Menschenrechte Recht gebrochen wird.

Die „direkte" Methode der Menschenrechtsbildung wird auch von internationalen Organisationen inzwischen bevorzugt. Die Infor​mationsverbreitung über den Menschenrechtsschutz und die Rechte einzelner gesellschaftlicher Gruppen, z.B. Kinder, Frauen, Behin​derter und von Rassismus und Diskriminierung Betroffener, hat sich die UNESCO zum Ziel gemacht. Zu den Themen Menschen​rechte und Ethik richtet sie Diskussionsforen ein. Im Mittelpunkt stehen die kulturellen Rechte, da sie einer weiteren Ausdifferenzie​rung bedürfen, welche nur durch einen internationalen Diskurs gestaltet werden kann? 35 Die UNO stellt Schulungsmaterial zur Menschenrechtsbildung zur Verfügung, das vor allem darauf ab​zielt, die etablierten Menschenrechtsstandards zu kennen und zu „überwachen"? 36 Entsprechend fordert das Hochkommissariat für Menschenrechte der UNO (United Nations High Commissioner for Human Rights) in Genf in seinem Training Manual die Lernenden konkret dazu auf, an Gerichtsprozessen teilzunehmen, Flüchtlings​

35

36
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lager zu besuchen, Kontakt zu Inhaftierten aufzunehmen oder als Wahlbeobachter aktiv zu werden.37 Nicht anders geht der Europarat seiner Aufgabe nach Menschenrechtsbildung nach. In dem vom Europarat herausgegebenen Compass zur Ausbildung von Multi​plikatoren zielt die Methode auf die Rahmenbedingungen der Men​schenrechte und auf die praktische Erfahrung der jeweiligen Ziel​gruppe ab. Ein Wechselspiel zwischen Vorträgen, Workshops und Interaktion soll den Lernerfolg sichern.38
III. Möglichkeiten

Verantwortlich für eine umfassende Menschenrechtsbildung ist der Staat. Keine andere Institution als der Staat kann jene umfassende Abdeckung aller Bereiche garantieren, die für ein breites Men​schenrechtsverständnis notwendig ist. Im formalisierten Sektor von Schule und Hochschule besteht die Möglichkeit, alle gesellschaftli​chen Schichten und Gruppen zu erreichen und ilmen eine umfas​sende Bildung zukommen zu lassen. Doch es lassen sich nur an​satzweise oder kaum Hinweise finden, daß die Schulen oder Hoch​schulen Menschenrechtsbildungskonzepte haben. Hinzu kommt, daß in Deutschland, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, relativ geringfügige finanzielle Mittel für die staatliche Ausbildung auf​gewendet werden. So geben die verantwortlichen Stellen in Deutschland im Vergleich zu anderen westlichen Industrieländern mit Abstand am wenigsten Geld für die Bildung aus. Nur Italien

37

United Nations, Office of the UN-High Commissioner for Human Rights (Hrsg.), Training Manual an Human Rights Monitoring, Pro​fessional Training Series No. 7, 2001.

Council of Europe (Hrsg.), Compass: Training for Trainers in Hu​man Rights Education with young people, European Youth Centre Budapest, 2-10. March 2002, Modules used by the team during their training course, 2002.
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Zustände"), hrsg. von: Universität Bielefeld, Institut für interdiszi​plinäre Konflikt- und Gewaltforschung, 2002, S. 3-6.

Deutsche UNESCO-Kommission (Hrsg.), Mittelfristige Strategie der UNESCO 1996-2001, UNESCO-Dokumente 28 C/4, 1997, S. 52-53.

United Nations (Hrsg.), Human Rights Training Methodology HR/P/PT6, ohne Jahr.

38

und Griechenland investieren noch weniger in die öffentliche Bil​dung als Deutschland.39
Was der Staat nicht schafft, muß deshalb von Einzelinitiativen getragen werden. In den Schulen wird Menschenrechtsbildung oft themenspezifisch anhand von Beispielen von Menschenrechtsver-letzungen angesprochen. Diese Ansätze beruhen auf Einzelinitiativen von Lehrern oder auf einige Tage oder Wochen andauernden Kursen.40 Viele dieser Kurse und Initiativen werden mit Arbeits-materialien von NGO durchgeführt und mit Geldern internationaler Organisationen und Stiftungen unterstützt. Insgesamt vertritt der formalisierte Sektor, etwa in Deutschland, jedoch einen ganzheitli​chen Ansatz. Das heißt, daß Menschenrechtsbildung eher als Quer-schnittsaufgabe verstanden wird, was dazu führt, daß in allen Fächern und bei jeder Gelegenheit ein Bezug zu den Menschenrechten möglich ist.

In Deutschland hat 1980 die Kultusministerkonferenz der Bundes-länder entsprechende Richtlinien zur Menschenrechtsbildung ver-abschiedet. Doch bislang ist nur in Nordrhein-Westfalen die Emp-fehlung der Kultusministerkonferenz durch einen Erlaß umgesetzt worden. In allen anderen Bundesländern findet, wenn überhaupt, die Umsetzung über die Schulgesetze statt. Dies geschieht freilich auf freiwilliger Basis. Was bleibt, sind die Richtlinien von 1980, die aber keineswegs verbindlich sind. Zu beachten ist dabei, daß Menschenrechte und Menschenrechtsbildung nicht notwendiger​weise ausdrücklich genannt werden, sondern vielmehr über andere Werte mit Bezug zu den Grundrechten und zur Demokratie ange​sprochen werden.` Menschenrechte sind hier zwar Mittel zum

United Nations Development Program (Hrsg.), Human Development Report 2000, Human Rights and Human Development, 2000, S.194ff.

39

40
41
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Vgl. hierzu auch die Studie in den USA von: A. Stone, Human Rights Education and Public Policy in the United States: Mapping the Road Ahead, in: Human Rights Quarterly 2002, S. 451-542.

L. Müller, Didaktik der Menschenrechte, Beiträge zur didaktischen Strukturierung von Menschenrechtserziehung in der Schule aus theo​

Zweck aber keineswegs ein eigenständiger Wert. Aber genau diese Wertevermittlung ist Teil der Menschenrechtsbildung wie auch die Vermittlung der Möglichkeiten zum Engagement für die Men​schenrechte; letztere werden aber nur unzureichend umgesetzt.42
Dieser indirekte Ansatz der Menschenrechtsbildung, sofern er statt​findet, hat zur Konsequenz, daß es ein hohes Defizit an Menschen​rechtsbewußtsein unter den deutschen Schülern gibt. Die im Rah​men der internationalen Studie zur politischen Bildung von Ju​gendlichen durchgeführten Umfragen bestätigen den deutschen Schülern ein geradezu paradoxes Menschenrechtsverständnis. So stimmen zwar über 90 % aller Schüler darin überein, daß sich Bür​ger für die Menschenrechte engagieren sollten. Jedoch sind über 70 % aller Schüler ebenfalls der Ansicht, daß die Achtung von Gesetzen vor der Einhaltung von Menschenrechten steht. Das gilt auch für Gesetze, die offensichtlich die Menschenrechte verletzen. Vergleicht man diese Studie mit Ergebnissen aus anderen Ländern, so stellt sich außerdem heraus, daß deutsche Jugendliche weniger bereit sind, ein Gesetz zu mißachten, das die Menschenrechte ver​letzt, als Jugendliche anderer Länder. Mit anderen Worten gilt für viele Jugendliche, daß Gesetzestreue vor Einhaltung der Men​schenrechte geht.43 Diese Ergebnisse lassen den Rückschluß zu, daß die überwiegende Anzahl der Schüler zwar weiß, daß Menschenrechte wichtig für eine freiheitlich-demokratische Gesellschaft sind. Aber welche Bedeutung und welches Ziel Menschenrechte haben, z.B. den Schutz vor staatlicher Willkür, ist ihnen nicht verständlich. Hierfür müßten vor allem Kenntnisse über die Geschichte der Menschenrechte vermittelt werden. Zudem herrscht offensichtlich die Meinung vor, daß die bestehenden Gesetze den Charakter der Menschenrechte bereits in sich tragen und daher jeder den Gesetzen voll und ganz vertrauen könne. Nimmt man

retischer und empirischer Perspektive, Dissertation, Universität Trier 2000, S. 435ff.; unter www.ewl-trier.de.vu einsehbar.

42  Vgl. hierzu die empirische Studie an Schulen und Hochschulen von L. Müller (Fn. 22).

43 D. Oesterreich, Politische Bildung von 14-Jährigen in Deutschland, Studien aus dem Projekt Civic Education, 2002, S. 107-113.
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zudem noch die Studie an ausgewählten Schulen und Hochschulen in Deutschland hinzu, bei der herauskommt, daß nur knapp drei der dreißig Artikel der AEMR sinngemäß von den jungen Erwachse​nen genannt werden können, so entspricht das dem schlechten Bild des Menschenrechtsbewußtseins im internationalen Vergleich 44 Ingesamt ist festzustellen, daß bei solchen Einschätzungen von Jugendlichen die Menschenrechtsbildung in ihrer jetzigen Form in Deutschland nicht ausreicht.

Der wissenschaftliche Diskurs an den Universitäten über die Be​deutung und Verwirklichung von Menschenrechten spielt sich bislang hauptsächlich innerhalb der Disziplinen ab, etwa in der Philosophie, den Erziehungswissenschaften, in der Politikwissen​schaft, bei den Rechtswissenschaften oder bei den Ethnologen und Soziologen. Interdisziplinäre Ansätze gibt es so gut wie keine.45 Nur wenige Hochschullehrer verstehen Wissensvermittlung als Menschenrechtsbildung. Dies liegt vor allem an dem fehlenden handlungs- und praxisorientierten Ausbildungsansatz.46 Zwar gibt es inzwischen weltweit über 50 UNESCO-Lehrstühle für Men​schenrechte, jedoch sind diese zum Teil sehr fachspezifisch sozi​alwissenschaftlich oder juristisch ausgerichtet.` Traditionell ist das Thema Menschenrechte in den Rechtswissenschaften der juristi​

455

46

47
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44 L. Müller (Fn. 22), S. 4.

Vgl. hierzu auch: P. Dudy, Menschenrechte zwischen Universalität und Partikularität, Eine interdisziplinäre Studie zur Idee der Weltin​nenpolitik, 2002, S. 40-42.

Eine Ausnahme davon bildet der Masterstudiengang am Zentrum für postgraduale Studien Sozialer Arbeit (ZPSA) in Berlin. Der Master of Social Work wendet sich ausschließlich an Graduierte mit Berufs​erfahrung und bildet sie im Bereich „Soziale Arbeit als Menschen​rechtsprofession" aus. Die Kurse finden an Wochenenden statt oder während der Urlaubszeit. Die Kosten müssen von den Teilnehmern selbst getragen werden. Die Absolventen erhalten nach zwei Jahren den Masters of Social Work: www.zpsa.de.

KP. Fritzsche, Erster UNESCO-Lehrstuhl für Menschenrechtserzie​hung in Deutschland, in: G. v. Amim u.a. (Hrsg.), Jahrbuch Menschenrechte 2003, S. 354-360.

schen Fakultäten angesiedelt. Aber auch hier ist Menschenrechts​bildung kein fester Bestandteil, sondern ein Angebot, das von Stu​dierenden freiwillig angenommen werden kann, wenn sie z.B. Völkerrecht oder Europarecht als zusätzlichen Schwerpunkt wäh​len. Hinzu kommt, daß in fast allen Fakultäten, die Menschenrech​te innerhalb ihrer Disziplinen anbieten, kein praxisbezogener Un​terricht außerhalb der Seminarräume stattfindet.48
Die Hauptlast der Menschenrechtsbildung trägt deshalb nach wie vor der nichtformalisierte Sektor. Dazu gehören NGO, Stiftungen - auch Dritter Sektor genannt -, internationale Organisationen und private Initiativen. Freilich ist es nicht die ursprüngliche Aufgabe dieses Sektors, breite Bevölkerungsschichten zum Thema Men​schenrechte auszubilden. Die erwähnten Umfrageergebnisse zeigen auch, daß die Bemühungen des Dritten Sektors nicht ausreichen, ein breites Menschenrechtsbewußtsein zu etablieren.

Heute werden weltweit weit über eine Million NGO gezählt, die sich im humanitären Bereich engagieren. Finanziert durch Spen​den, Patenschaftsprogramme humanitärer Organisationen und Kir​chen, Stiftungen 49 und zum Teil durch staatliche und zwischen​staatliche Fördermöglichkeiten 50 haben NGO den Anspruch, unab​hängig von Regierungspolitik ihre Ziele zu verfolgen. Durch öf​fentliche Bekanntmachung von Menschenrechtsverletzungen und Mißständen mit Hilfe von Kampagnen, Publikationen, Pressekon​ferenzen und gezielten Aktionen in Form von Unterschriftensamm​lungen und Appellschreiben versuchen sie, Druck auf staatlich Verantwortliche auszuüben. NGO fordern Grund- und Freiheits​
48
Vgl. R. Maran, Teaching Human Rights in the Universities: Para​doxes and Prospects, Chapter 12, in: G.J. Andreopoulos/R-P. Claude (Hrsg.), Human Rights Education for the Twenty-First Century, 1997, S. 195ff.

49 Z.B. Soros Foundation (www.soros.org), Ford Foundation (www.fordfound.org) und die politischen Stiftungen in Deutschland (www.kas.de), (www.fes.de), (www.fnst.de) u.a.

50
Z.B. durch Europarat (www.humanrights.coe.int) und Europäische Union (www.osi.hu/brussels/guide2000/funding_index.html).
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rechte gegenüber dem Staat ein, die Partizipation der Bürger am politischen Willensbildungsprozeß, Anti-Diskriminierungs- und Anti-Rassismus-Gesetze. Sie setzen sich damit letztlich für die Umsetzung universeller Menschenrechtsstandards ein. In der Lite​ratur gelten sie aufgrund dieses Vorgehens gemeinhin als Hoff​nungsträger weltweit demokratischer Prozesse.51
In den letzten Jahren ist im Rahmen einiger Untersuchungen im​mer wieder die Frage aufgekommen, welchen Beitrag NGO durch Aufklärungskampagnen und Informationspolitik zur Umsetzung von Menschenrechten und damit letztlich auch der Menschen​rechtsbildung leisten? Wie wirkungsvoll ist ihr Druck auf Regierungen, damit Menschenrechte eingehalten werden? Ergebnis ist, daß NGO als transnationale Akteure via internationaler Menschenrechtsregime, wie etwa dem der UNO, Einfluß auf das Menschenrechtsbewußtsein, die Implementierung und Umsetzung internationaler Menschenrechtsnormen haben und damit letztlich auf die nationale Gesetzgebung. Zivilgesellschaftliche Akteure und NGO nehmen die Forderungskataloge zwischenstaatlicher Vereinbarun​gen, z.B. der Menschenrechtsverträge, aber auch der AEMR auf, und fordern sie gegenüber Regierungen ein. Durch ihre öffentlichkeitswirksamen Aktionen, die in die betroffenen Länder hineinreichen, schaffen sie ein Bewußtsein, das in seiner Konsequenz Regierungsverantwortliche dazu zwingt, Konzessionen im Zuge der Einhaltung der Menschenrechte zu machen.52 dieser Druck kann

51

52
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A. Klein, Überschätzte Akteure? Die NGOs als Hoffnungsträger transnationaler Demokratisierung, in: Aus Politik und Zeitgeschichte (APUZ), B 6-7,2002, S. 3-5.

Zu diesem Thema sind in den letzten Jahren eine Reihe von Studien und Publikationen erschienen, so z.B.: A. Brunnengräber u.a. (Hrsg.), NGOs als Legitimationsressource, Zivilgesellschaftliche Partizipationsformen im Globalisierungsprozeß, 2001; D. Cingra​nelli/D. Richards, Measuring the Impact of Human Rights Organiza​tions, in: W. Claude (Hrsg.), NGOs and Human Rights Rights, Promise and Performance, 2001; A. Mihr, Amnesty International in dir DDR, Der Einsatz für die Menschenrechte im Visier der Stasi, 2002; T. RisseIK. Sikkink u.a. (Hrsg.), The Power of Human Rights,

dazu führen, daß Staaten internationale Menschenrechtsstandards anerkennen und Verträge ratifizieren, was sie letztlich wieder zur Menschenrechtsbildung verpflichtet.

Konkret gehen NGO so vor, daß sie mittels Menschenrechtsbil​dung und Öffentlichkeitsarbeit Bewußtsein und Sensibilität gegen​über Menschenrechten zu schaffen versuchen.53 Ziel ist es, eine Bewußtseinsentwicklung über Rechte in einer breiten Bevölke​rungsschicht zu etablieren.54 Mit dieser Vorgehensweise fordern NGO gleichzeitig eine Stärkung der Zivilgesellschaft in den Län​dern, die sich wiederum stärker für ihre eigenen und die Rechte anderer einsetzt. Einfacher ausgedrückt: NGO versuchen mittels des Schneeballprinzips ein Menschenrechtsbewußtsein in breiten Teilen der Bevölkerung zu etablieren. Dabei stoßen NGO aller​dings nicht selten auf Ignoranz, Indifferenz und Instrumentalisie​rung der Menschenrechte durch Regierungsverantwortliche als ideologisches Mittel für oder gegen Menschenrechte, welche die Bemühungen von NGO hemmen.55
Menschenrechtsbildung ist für viele NGO auch eine Legitimations​ressource. Parallel zur Vermittlung von Wissen über Menschen​rechtsgeschichte, -standards und -verletzungen bieten sie den Ziel​gruppen an, sich bei Aktionen, z.B. in Form von Unterschriften​

1999; P. Willetts, The conscience of the world, The influence of Non-Governmental Organizations in the UN System, 1996.

53

54

55

F. Tibbitts, Emerging Models for the Human Rights Education, er​scheint bald in: International Review of Education, Special Human Rights Education Edition 2002 (www.hrea.org), siehe auch us-info.state.gov/joumals/itdhr/0302/ijde/tibbitts.htm (Stand 15. Okto​ber 2003); G. Mein je, Human Rights Education as Empowerment, Reflections and Pedagogy in: G. Andreopoulos/R. Claude (Hrsg.), Human Rights Education for the Twenty-First Century, 1997, S. 65​79.

R. Speth, Demokratische Grundwerte in der pluralistischen Gesell​schaft, in: G. Breit/S. Schiele (Hrsg.), Werte in der politischen Bil​dung, 2000, S. 30ff.

K.-P. Fritzsche, Menschenrechtserziehung in internationaler Per​spektive (Fn. 31), S. 68.
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kampagnen, zu engagieren. Engagement durch Mitgliedschaft, Spenden, Förderung oder aktiven Teilnahme an Kampagnen, Mahnwachen und Demonstrationen rechtfertigen die Forderungen von NGO. Mit anderen Worten: ist die Wissensvermittlung erfolg​reich, so wird die Organisation von mehr Menschen unterstützt. Die Anzahl der Mitglieder, Förderer und Teilnehmer an Aktionen steigt, vorausgesetzt die Mitarbeiter der NGO sind nicht selber Opfer von Verfolgung und Unterdrückung. Das wiederum ermög​licht es den NGO, nicht nur ihre Protestaktionen auszuweiten, son​dern auch Menschenrechtsbildung in einem größeren Umfang durchzuführen. Steigende Partizipation an den Aktionen zeigt wie​derum, daß eine veränderte Einstellung bestimmter Bevölkerungs​gruppen zu Menschenrechtsthemen stattgefunden hat.

Gleichwohl setzen NGO unterschiedliche Schwerpunkte bei der Menschenrechtsbildung. Es gibt NGO, die sich nur auf einen be​stimmten Bereich von Menschenrechtsverletzungen konzentrieren, z.B. Rechte von Frauen, Kindern oder indigenen Völkern. Manche Themen werden jedoch auch von Organisationen, die einen umfas​senden Menschenrechtsanspruch verfolgen, gar nicht oder kaum angesprochen. Die Ursachen dafür liegen zum einen in den fehlen​den personellen und finanziellen Ressourcen von NGO. Zum ande​ren liegen sie im Risiko, beim Thematisieren von bestimmten Menschenrechtsverletzungen im eigenen Land selbst Opfer von Menschenrechtsverletzungen zu werden.

Gleichwohl wird der Menschenrechtsbildung von Seiten der Nicht​regierungsorganisationen eine zentrale Rolle zur Vorbeugung von Menschenrechtsverletzungen zugeschrieben. Menschenrechte wer​den als Grenze staatlichen Handelns und Grundlage gesellschaftli​chen Zusammenlebens verstanden. Leider findet dabei verstärkt ein „Outsourcing", eine Verlagerung des staatlichen Menschenrechts​bildungsauftrags, auf die NGO und Stiftungen statt. Insbesondere die von Regierungsgeldern unabhängigen NGO sind billige und bequeme „Partner" der Regierungsverantwortlichen, weil sie sich
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im Menschenrechtsbildungsbereich zunehmend engagieren und nichts kosten.56
Daß die NGO diese Aufgabe gar nicht flächendeckend übernehmen können, liegt auf der Hand. Hinzu kommt, daß es der durch NGO geleisteten Menschenrechtsbildung an pädagogischen Konzepten und Evaluierung fehlt. Die verwendeten Materialien - vor allem im nichtformalisierten Bildungsbereich - werden von NGO konzipiert und publiziert. Dabei treten immer wieder Fragen nach der Zuläs​sigkeit und Objektivität dieser Materialien im Schulbereich auf. Eine regelmäßige Aktualisierung der Unterrichtshilfen ist aus fi​nanziellen Gründen für manche NGO nicht möglich. Trotz der Mängel bieten die Organisationen Seminare und Arbeitsmaterialien an. Darin werden in eigenen Konzepten der Bereich der Rassis​mus- und Gewaltprävention auch Menschenrechte allgemein auf​gegriffen. Daneben werden Programme von NGO, Stiftungen oder halbstaatlichen Einrichtungen angenommen, so etwa Konzeptionen und Materialien von amnesty international, der Bertelsmann​Stiftung oder Arbeitsmaterialien des Ludwig-Boltzmann-Instituts für Menschenrechte in Wiens 57
56

57

So z.B. Informationssammlungen zu einzelnen Bildungsinhalten durch: Tages- und Wochenend-Bildungsveranstaltungen des World University Services, der politischen Stiftungen, oder der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen, und der Gemeinde der Bahá'i, Informationsveranstaltungen des Nürnberger Menschenrechts​zentrums, anmesty intemationals oder etwa die Finanzierung von Forschungsprojekten durch die Bertelsmann Stiftung.

Z.B. amnesty international (Hrsg.), First Steps, 1996; amnesty inter​national (Hrsg.), Freedom Human Rights Education Pack, 2001; amnesty international (Hrsg.), Just Right, an educational CD-Rom and teachers' workbook for teaching and learning about the rights of the child, 1999; Bertelsmann Stiftung Forschungsgruppe Politik (Hrsg.), Eine Welt der Vielfalt, Ein Trainingsprogramm des a world of difference-Institute der anti-defamation league, 1998; Servicestelle für Menschenrechtsbildung, Ludwig Boltzmann Institut für Men​schenrechte (Hrsg.), Teaching Human Rights, Informationen zur Menschenrechtsbildung (fortlaufende Reihe), ohne Jahr.
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Neben den eingeschränkten Ressourcen und methodischen Män​geln der privaten Initiativen kommt noch ein ganz anderes Problem zum Vorschein, das den Erfolg der Arbeit schmälert. Viele Ange​bote von NGO kosten Geld, so etwa die sehr umfassenden Men​schenrechtsausbildungsprogramme für Multiplikatoren der Human Rights Education Associates (HREA) mit Sitz in den Niederlanden und den USA. Die Organisation erstellt Arbeitsmaterialien für den Unterricht und bildet Lehrer aus.58 Sie bringt andere NGO und Einrichtungen, die sich mit Menschenrechtsbildung beschäftigen, miteinander in Kontakt und arbeitet mit knapp dreißig Einrichtun​gen weltweit zusammen, darunter auch das UN-Hochkommissariat für Menschenrechte (UNHCHR) in Genf. HREA organisiert Kurse, Veranstaltungen, gibt Studien zur Menschenrechtsbildung heraus und unterhält eine Bibliothek. Zur Verbreitung ihrer Programme, Kurse und Publikationen nutzt die NGO das Internet. Die „virtuel​len" Kurse (e-learning) müssen bezahlt werden. Die knapp ein Dutzend Mitarbeiter der HREA sind hauptberuflich tätig. Neben den Einnahmen durch die Kurse wird die NGO von der niederlän​dischen Regierung sowie Stiftungen finanziell gefördert. Hinzu kommen Spenden von Förderern. Eine finanzielle Unabhängigkeit vom Staat ist nicht gewährleistet. Das Überleben der HREA hängt aber letztlich davon ab, wie gut ihre Kurse und wie wohlgesonnen ihr ihre Förderer sind.

Nicht jeder kann sich die Kurse der NGO leisten. Die Anmeldege​bühren sind hoch, das Material ist häufig auf Englisch oder in einer nicht landesüblichen Sprache oder der Zugang ist nur über das Internet möglich. Insbesondere die Personengruppen, die am häu​figsten von Menschenrechtsverletzungen betroffen sind, z.B. Aus​länder, Flüchtlinge, Asylbewerber, Ureinwohner und Minderhei​ten, erhalten somit keinerlei Zugang zu den Menschenrechtsbil​dungsprogrammen.

Dieser Mangel tritt insbesondere bei den Angeboten internationaler Organisationen zum Vorschein. Gleich, ob Europarat, die Europäi​
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Human Rights Education Associates (HREA), The Human Rights Education Handbook, Effective Practices for Leaming, Action and Change, 2001 (www.hrea.org).

sche Union, die Interamerikanische Menschenrechtskommission oder die UNO, sie alle erreichen in erster Instanz nur eine kleine Bildungselite in den Ländern, die in der Lage sind, die großen Weltsprachen Englisch, Französisch, Spanisch, Russisch oder Ara​bisch zu verstehen.59 Ihre Initiativen und Publikationen zur Men​schenrechtsbildung sind deshalb darauf angewiesen, daß die aus der Bildungsschicht der Länder hervortretenden Multiplikatoren, d.h. Lehrer, Ausbilder und NGO-Vertreter, Zugang zu den Mate​rialien haben und diese in die landesüblichen Sprachen übersetzen. Diese Möglichkeiten sind wiederum mit Kosten verbunden, die bei den privaten Initiativen nicht vom Staat getragen werden, sondern durch private Spenden oder Förderung durch Stiftungen. In der Regel handelt es sich dabei um Stiftungsgelder humanitärer, kirch​licher und politischer Stiftungen, die in Westeuropa oder Nordame​rika angesiedelt sind. Die dadurch erzeugte Abhängigkeit läßt we​nig Spielraum für eigene methodische Ansätze. Vorgaben seitens der NGO oder internationalen Organisationen, die Abhängigkeit von den Fördergeldern der Stiftungen führen dazu, daß nur punktu​ell und auf Antrag Menschenrechtsbildungsprogramme durchge​führt werden können. Nicht selten spiegeln sie das spezifische Menschenrechtsverständnis ihrer „Auftraggeber" und Förderer wieder. Unabhängig und flächendeckend sind diese Projekte nicht. Schon aufgrund ihrer geringen und zeitlich begrenzten Ressourcen können die NGO und Multiplikatoren weder alle gesellschaftli​chen Zielgruppen erreichen, noch über einen längeren Zeitraum aktiv sein.

Unabhängig davon, wer die Bildungsprogramme durchführt, ist es schwer, diese zu evaluieren. Denn ob die Vermittlung und Ausbil​dung von und im Bereich Menschenrechte erfolgreich ist, läßt sich nur nach vielen Jahren - eine Dekade ist mindestens notwendig - überprüfen, anhand der Umsetzung und Einhaltung der Menschen​
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Z.B.
Council of Europe (Hrsg.), Compass: a manual an Human Rights Education with Young People, 2002; Council of Europe (Hrsg.) (Fn. 38); United Nations, Office of the UN-High Commis​sionerfor Human Rights (Hrsg.) (Fn. 37). Vgl. Hierzu auch: D. E​vans/H. Glässler/J. Pouwels (Hrsg.) (Fn. 32).
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rechte in der täglichen Praxis.60 Bewußtsein, Einstellung und Ver​halten lassen sich unter anderem daran messen, inwiefern sich

a)
konkrete soziale Bedingungen im positiven Sinne der Einhal​tung der Menschenrechte geändert haben, z.B. Rückgang der Anzahl von Inhaftierungen aus politischen Motiven und Über​griffen mit diskriminierendem Hintergrund;

b) das konkrete Wissen um internationale, regionale und nationa​le Menschenrechtsinstitutionen und -instrumente durchgesetzt hat und genutzt wird, z.B. in Form der Ausschöpfung von Kla​gemöglichkeiten bei Gerichten auf allen Ebenen, Heranziehen von Ombudsleuten sowie Nutzung von Beschwerdemöglich​keiten auf allen nationalen und internationalen politischen Ebenen;

c) die Fähigkeit jedes einzelnen, konkrete menschenrechts​relevante Probleme zu lösen und

d) die Anwendung von Wissen um Inhalte und Methoden der Menschenrechtsbildung durch Multiplikatoren

durchgesetzt haben.61
Dabei darf nicht übersehen werden, daß bei einer umfassenden Menschenrechtsbildung zunächst die Anzahl der Anzeigen von Menschenrechtsverletzungen steigen kann. Denn in einem ersten Schritt wird der einzelne aufgrund der Sensibilisierung gegenüber Menschenrechtsverletzungen zuerst auf Verletzungen und Be​schwerdemöglichkeiten aufmerksam gemacht. Die Folge davon ist,

daß mehr Vergehen gegen die Menschenrechtsstandards angezeigt und Menschenrechte eingeklagt werden. Unabhängig davon, kann nur über einen längeren Zeitraum von mindestens zehn Jahren bemessen werden, inwiefern die Zahl der Beschwerden in Korrela​tion mit dem steigenden Bewußtsein und der Kenntnis über Men​schenrechte, d.h. der Einhaltung der Menschenrechte abgenommen haben.

IV. Grenzen

Die Grenzen der Menschenrechtsbildung liegen innerhalb der Möglichkeiten staatlichen Handelns. Der politische Wille des Ge​setzgebers ist ausschlaggebend dafür, gesetzliche Grundlagen für Menschenrechtsbildung zu schaffen und finanzielle Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Es ist deshalb Aufgabe des Staates, langfri​stig Menschenrechtsthemen in die Lehrpläne bei der Aus- und Weiterbildung staatlicher Bildungseinrichtungen zu etablieren und damit alle Zielgruppen zu erreichen. Allerdings sind es die zivilge​sellschaftlichen Akteure, wie NGO und Vertreter der Wissenschaft, die den notwendigen gesellschaftlichen Diskurs über Menschen​rechte vorantreiben müssen, um eine systematische und umfassen​de Menschenrechtsbildung einzufordern. Sie bringen die notwen​dige praktische Expertise und das analytische Wissen in die Dis​kussion ein. Die politischen Akteure der Legislative sind aufgefor​dert, Menschenrechtsbildung nicht als internationale Willensbe​kundung innerhalb einer UN-Dekade zu betrachten, sondern als die Grundlage jeder freiheitlichen politischen Ordnung, auf die sich der Staat jederzeit beruft.62
60
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Dies fordert auch der Bericht des UN-Hochkommissars für Men​schenrechte in Genf im Zuge der UN-Dekade. Vgl. United Nations, Commission an Human Rights: Promotion and Protection of Human Rights: Information and Education, Study an the follow-up to the United Nations Decade for Human Rights Education (1995-2004), Report of the High Commissioner, UN-Dok. E/CN.4/2003/101, 28. Februar 2003.

Siehe hierzu auch: P.J. Martin, The Design and Evaluation of Hu​man Rights Education Programs, Center for the Study of Human Rights, Columbia University, 2000.

Erfolgreiche Menschenrechtsbildung führt zu einem umfangrei​chen Menschenrechtsverständnis und ist somit eine Garantie für Freiheits- und Sicherheitsrechte, die wiederum in der Verantwor​
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Vgl. M. Kotzur, Theorieelemente des internationalen Menschen​rechtsschutzes, Das Beispiel der Präambel des Internationales Paktes über bürgerliche und politische Rechte, 2001, S. 302: „Menschen​rechtserziehung als Grundlage jeder freiheitlichen politischen Ord​nung".
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tung des Staates liegt. An ihrer Ausgestaltung sind politische und zivile Akteure gleichermaßen beteiligt.

Wie schwierig die Abwägung zwischen Sicherheit und Freiheit ist, und damit letztlich die Gewährleistung von grundlegenden Men​schenrechten, zeigt die weltweite Debatte um die Terrorismusbe​kämpfungsgesetze nach den Terroranschlägen auf das World Trade Centre und andere Einrichtungen in den USA am 11. September 2001. Die Bedenken von Menschenrechtsaktivisten, daß mit dem vermeintlich' höheren Grad an Sicherheit durch die Anti-Terror​Gesetze, grundlegende Freiheitsrechte eingeschränkt oder gar auf​gehoben wurden, sind nicht von der Hand zu weisen.63 Das Gleiche gilt für die Diskussion um das Folterverbot und die Anwendung der Todesstrafe. Doch die Verhältnismäßigkeit und Begründung dieser Einschränkung hängt letztlich von dem Menschenrechtsver​ständnis und dem Wert ab, den eine Gesellschaft von den ihr zu​stehenden Rechten beimißt 64 Auf diesem „Werte-Verständnis" basiert letztlich der politische Wille des Gesetzgebers, universelle Menschenrechte in nationales positives Recht umzuwandeln. In demokratisch-freiheitlichen Gesellschaftssystemen sind die Geset​ze, die zwischen Sicherheit und Freiheit entscheiden, deshalb im​mer auch Spiegelbild des Menschenrechtsbewußtseins innerhalb der Gesellschaft. Folglich muß die staatliche Selbstverpflichtung, etwa innerhalb der UN-Dekade zur Menschenrechtsbildung, nicht nur in eine Staatszielbestimmung umgewandelt werden, sondern in geltendes Recht.65
Zunächst einmal bedarf es dazu einer Bedarfsanalyse, die den Ge​setzgeber anweist, wo er ansetzen muß, um rechtsverbindliche

Grundlagen zur Menschenrechtsbildung zu schaffen. Eine solche Analyse wird auch vom Weltaktionsplan von 1993 und der UN​Dekade zur Menschenrechtsbildung (1995-2004) eingefordert.66 Im Anschluß daran ist es notwendig einen nationalen Aktionsplan zur Umsetzung zu formulieren, was wiederum vom UN​Hochkommissariat wiederholt angemahnt wurde.67 Ein solcher Plan muß vor allem die staatliche Lehrerausbildung und die Wei​terbildung an Hochschulen und Schulen regeln. Die Bedenken einiger Autoren, daß es dabei zu einer „Menschenrechts-Erzie​hungsdiktatur" kommt, sind unbegründet.68 Vielmehr muß in den Curricula die Unabhängigkeit der Lehre gewährleistet sein. Der methodische Ansatz der Menschenrechtsbildung in der Ausbildung ist daher nicht mehr oder weniger neutral und unabhängig als jeder andere Ansatz im staatlichen Ausbildungssystem auch.

Ebenso kann nur der Staat - anders als NGO - garantierte Ab​schlüsse und Zertifikate über eine umfangreiche Menschenrechts​bildung ausstellen. Die Ausbildung sollte daher integrativer Be​standteil der Lehrerausbildung, sowie aller anderen Ziel- und Be​rufsgruppen sein. Diese Ausbildung kann in Form von staatlichen Pilotprogrammen experimentiert und durchgeführt werden. Zudem liegt es im Aufgabenbereich des Staates, nationale Kontaktstellen zur Menschenrechtsbildung zu etablieren und Menschenrechtsbil​dungsprogramme zu evaluieren. Hier werden bereits vorhandene Materialien gesammelt und weiterentwickelt. Die Kontaktstelle ist Anlaufstelle für alle Lehrer und Multiplikatoren sowie NGO und andere private Einrichtungen, die in dem Feld Menschenrechtsbil​dung tätig sind.
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Vgl. die Studie von Heitmeyer u.a. (Fn. 34), derzufolge die Forde​
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Deutsche UNESCO-Kommission (Hrsg.) (Fn. 19); United Nations General Assembly: United Nations Decade for Human Rights, Reso​lution, Dok. A/RES/49/184, 23. Dezember 1994.
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Um all dies umzusetzen, bedarf es wiederum eines politischen Willens, der letztlich dadurch geschaffen wird, daß z.B. NGO​Vertreter, Netzwerke und Stiftungen, die unabhängig vom Staat in der Menschenrechtsbildung tätig sind und über einige Erfahrungen verfügen, Bedarfsanalysen, Lehrpläne und eine Kontaktstelle ein​fordern.

In Deutschland bedeutet der Druck der Öffentlichkeit und NGO​Vertreter auch die Umsetzung der Richtlinien der Kultusminister​konferenz von 1980 in rechtverbindliche Erlasse der einzelnen Bundesländer.69 Nur die Erlasse garantieren Menschenrechtsbil​dung als integrativen Bestandteil der Lehre an deutschen Schulen.

Die Grenzen der Menschenrechtsbildung liegen somit zum einem im staatlichen Willensbildungsprozeß und zum anderen in der Be​reitstellung und Umfang finanzieller Ressourcen. Der nichtformali​sierte Sektor bestimmt diese Grenzen mit, indem er sich aktiv am politischen Willensbildungsprozeß beteiligt und staatliche Verant​wortlichkeit einfordert.

Zusammenfassend heißt dies, daß Kenntnisse über Menschenrechte durch ein Menschenrechtsbewußtsein mit einem sozialverantwort​lichen Einsatz für Menschenrechte nur dann eine Wirkung zeigen, wenn die Menschenrechtsbildung alle gesellschaftlichen Zielgrup​pen erreicht und von allen staatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren eingefordert wird. Die Grundlagen, Methoden und Mög​lichkeiten dafür liegen im gemeinsamen Wertekonsens, den inter​nationalen Menschenrechtsnormen, den pädagogischen Ansätzen und gesellschaftlichen Strukturen. Die konkrete Umsetzung und Implementierung jedoch hängen vom politischen Willen, den Res​sourcen und der Einsicht in die Notwendigkeit ab, daß Menschen​rechtsbildung langfristig eine freiheitliche und friedliche Grund​ordnung schützt und fördert.
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Kultusministerkonferenz (KMK), Empfehlung zur Förderung der Menschenrechtserziehung in der Schule, Beschluß der Ständigen Konferenz der Kultusminister vom 4. Dezember 1980.
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aus Mahler/Weiß (Hg.): Menschrechtsschutz im Spiegel von Wissenschaft und Praxis, Berlin 2004, S. 328-358








